
Editorial
Rüdiger Weiß, Düsseldorf *

Das Schutzschirmverfahren als Mittel zur Insolvenzverhinderung –
falsa demonstratio non nocet

Nunmehr ist es über 10 Jahre her, dass es dem Gesetzgeber mit
Inkrafttreten des ESUG gelungen ist, die Eigenverwaltung,
insbesondere in Ausgestaltung des Schutzschirmverfahrens,
salonfähig zu machen und aus ihrem Schattendasein zu füh-
ren. Im Zuge der Vorfelddiskussion zum ESUG hat der Ver-
fasser gemeinsam mit seinem Kanzleipartner Dr. Jürgen Wall-
ner einen alternativen Gesetzesentwurf in Textform verfasst,
diesen an alle Bundestagsabgeorneten geschick und mit dem
damaligen sächsischen Justizminster, Dr. Jürgen Martens, be-
sprochen.

Neben einer partiellen Universalsukzession die Gesellschafts-
anteile im Insolvenzplan betreffend, sah der Entwurf unter
anderem vor, die Regelungen im Rahmen eines eigenen Sa-
nierungsgesetzes, also außerhalb der Insolvenzordnung, zu
treffen oder alternativ hierzu zumindest eine eigene Verfah-
rensart, das Sanierungsverfahren mit dem Kürzel IS als Ab-
grenzung zu IN für Regelinsolvenzverfahren und IK für Ver-
braucherinsolvenzverfahren, einzuführen. Leider hat der Ge-
setzgeber die Anregungen, welche von zahlreichen Fachkreisen
in der ein oder anderen Ausformung Unterstützung fanden,
nicht aufgenommen, so dass Schutzschirmverfahren und Ei-
genverwaltung ihren Niederschlag in der Insolvenzordnung
finden und zu den Regelinsolvenzverfahren zählen.

Ganz anders als im Rahmen des Restrukturierungsverfahrens
muss also der drohend Zahlungsunfähige die Eröffnung des
Insolvenzverfahrens beantragen und alle negativen Folgen –
u. a. die sofortige Herabsetzung seines Bonitätsindex auf 500 –
600 durch die Creditreform, die Kündigung seiner Kreditver-
träge usw. – in Kauf nehmen, obwohl die Übergänge meist
fließend sind. Verfügt der Unternehmer zum Beispiel über
einen einzigen Gläubiger, wie es bei Steuerfestsetzungen der
Fall ist, welche er nicht befriedigen kann, so bietet das StaRUG
aufgrund der notwendigen Bildung von mindestens zwei Grup-
pen hierfür keine Sanierungslösung an, so dass dem Unter-

nehmer lediglich die Gestaltungsmöglichkeiten verbleiben,
welche ein Schutzschirmverfahren bietet.

Das Restrukturierungsverfahren wird von der Öffentlichkeit
und insbesondere den Unternehmern als ein Verfahren akzep-
tiert, mit welchem einzelne Gläubiger zur Einigung bei nach-
weislich best möglicher Befriedigung gezwungen werden kön-
nen, wodurch eine drohende Insolvenz abgewendet wird. Das
Schutzschirmverfahren hingegen wird gerade aktuell von Tei-
len der Öffentlichkeit als höchst manipulativ empfunden. Dem
Unternehmern hingegen fällt der Schritt in die Insolvenz und
sei es auch im Rahmen eines Schutzschirmverfahrens trotz der
damit verbunden Vorteile aufgrund der mit dem Insolvenz-
verfahren verbundenen negativen Konsequenzen sowie der
Unsicherheit, welche mit der Einleitung eines solchen Verfah-
rens einhergeht, wesentlich schwerer als im Restrukturierungs-
verfahren.

Im Rahmen meiner Tätigkeit als gerichtlich bestellter Gutachter
und Insolvenzverwalter kommt es nicht selten vor, dass mich
Gläubiger fragen, warum der Schuldner kein Schutzschirm-
verfahren oder zumindest eine Eigenverwaltung beantragt hat,
obwohl ich im Rahmen meiner gutachterlichen Stellungnahme
gegenüber dem Insolvenzgericht die Sanierungsfähigkeit des
Unternehmens bestätige. Offensichtlich besteht bei der Beur-
teilung von Unternehmern die laienhafte Vorstellung, dass
jeder, der einen Sanierungsversuch ohne die Beantragung
von Schutzschirmverfahren oder zumindest Eigenverwaltung
startet, quasi ein Verbrecher und das Unternehmen nicht sa-
nierungsfähig ist. Dass eine Sanierung auch ohne Schutz-
schirmverfahren und Eigenverwaltung gelingen kann, scheint
dabei immer mehr in Vergessenheit zu geraten. Entscheidend
ist damit insbesondere für den Unternehmer die Wahrnehmung
in der Öffentlichkeit.

Genau für diese Wahrnehmung ist es nicht hilfreich, wenn die
Presse immer wieder von Kollegen dafür gescholten wird, dass
diese im Rahmen ihrer Berichterstattung titelt, dass das Schutz-
schirmverfahren zur Verhinderung der Insolvenz eingeleitet
worden wäre, da es sich bei einem solchen ja um ein Insolvenz-
verfahren handelt. Dies ist aus der Sicht eines Sanierungs-
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beraters nur schwer nachzuvollziehen, denn jeder, der sich
auch nur in Grundzügen mit einer Sanierung im Rahmen eines
Schutzschirmverfahrens beschäftigt, weiß, dass es sich dabei
im deutschen Recht um ein Insolvenzverfahren handelt, wel-
ches in der Insolvenzordnung geregelt ist. Viel entscheidender
ist aber das Meinungsbild in der Öffentlichkeit und insbeson-
dere das der Unternehmer, welche sich ungern an den Pranger
stellen lassen.

Hier ist es aus Sicht des Verfassers zu begrüßen, wenn sich in
der Öffentlichkeit die Sichtweise auf einen Unternehmer, wel-

cher versucht, sein Unternehmen im Rahmen eines Schutz-
schirmverfahrens unter best möglicher Gläubigerbefriedigung
zu retten, ändert, da dieser sich in keinster Weise von einem
Unternehmer unterscheidet, welcher dies im Rahmen eines
Restrukturierungsverfahrens tut.

Ich möchte daher die Gelegenheit nutzen und mich bei allen
Sanierungsberatern und Kollegen ebenso wie den unterstüt-
zenden Insolvenzrichtern bedanken, welche täglich ihren
Beitrag dazu leisten, dieses Bild in der Öffentlichkeit zu
stärken.

Aufsätze
Rechtsanwalt Dr. Florian Harig, Hannover, und Alana Julia Harnack, LL.B., Lüneburg*

Sozialversicherungsbeiträge in der vorläufigen Eigenverwaltung
und im Schutzschirmverfahren

Die (vorläufige) Eigenverwaltung und das Schutzschirmverfah-
ren erfuhren durch das SanInsFoG zum 1.1.2021 eine weitere
Aufwertung. Der Gesetzgeber fügte detaillierte Regelungen zur
vorläufigen Eigenverwaltung ein und traf auch Regelungen zum
Umgang mit Steuerverbindlichkeiten. Nicht gelöst bleibt das
Haftungsdilemma der Geschäftsleitung hinsichtlich der Abfüh-
rung von Sozialversicherungsbeiträgen im Eröffnungsverfah-
ren.

I. Problemaufriss

Anders als in der Fremdverwaltung behält der Schuldner in der
vorläufigen Eigenverwaltung und im Schutzschirmverfahren
weiterhin die Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis über sein
Vermögen.1 Das Insolvenzgericht bestellt nach § 270b Abs. 1
InsO (ggf. in Verbindung mit § 270d InsO) einen vorläufigen
Sachwalter, der den Schuldner überwacht. Die Verfügungs-
befugnis des Schuldners wird durch die Bestellung des vor-
läufigen Sachwalters jedoch nicht beschränkt. Dies führt dazu,
dass es für die Geschäftsleiter des Schuldnerunternehmens in
der vorläufigen Eigenverwaltung regelmäßig zu einer Pflich-
tenkollision zwischen der insolvenzrechtlichen Massesiche-
rungspflicht2 und der sozialversicherungsrechtlichen Ver-
pflichtung zur Abführung der Sozialversicherungsbeiträge
kommt.3

Im Eröffnungsverfahren einer Fremdverwaltung wird durch
das Gericht regelmäßig ein schwacher vorläufiger Insolvenz-
verwalter bestellt. In diesen Fällen sind auch Zahlungen des

Schuldners an die Sozialversicherungsträger an dessen Zu-
stimmung gebunden (vgl. § 21 Abs. 2 Nr. 2 Alt. 2 InsO). Diese
wird der vorläufige Insolvenzverwalter in der Regel nicht
erteilen, da hierdurch die Insolvenzmasse geschmälert würde,
ohne dass eine Gegenleistung in die Masse gelangt. Durch die
fehlende Zustimmung entfällt für die Geschäftsleiter des
Schuldners das Strafbarkeits- und Haftungsrisiko, da es ihnen
nicht möglich ist, die Sozialversicherungsbeiträge an die So-
zialversicherungsträger abzuführen.4 Ihre Verfügungsbefugnis
ist – auch im Außenverhältnis – durch den Zustimmungsvor-
behalt begrenzt. Wird ein starker vorläufiger Insolvenzverwal-
ter im Eröffnungsverfahren bestellt, geht die Verwaltungs- und
Verfügungsbefugnis über das schuldnerische Vermögen auf
diesen über (vgl. § 22 Abs. 1 S. 1 InsO).5 Damit sieht sich der
Insolvenzverwalter – und nicht die Geschäftsleitung des
Schuldnerunternehmens – dem Haftungsdilemma (siehe so-
gleich) ausgesetzt.6

Anders verhält es sich jedoch, wenn das Insolvenzgericht auf
Antrag die vorläufige Eigenverwaltung anordnet: Gemäß
§ 15b Abs. 1 S. 1 InsO dürfen die Geschäftsleiter nach Eintritt
der Zahlungsunfähigkeit oder der Überschuldung – und damit
auch während der vorläufigen Eigenverwaltung – grundsätz-
lich keine Zahlungen mehr für den Schuldner vornehmen.7

Dies gilt jedenfalls, soweit die Zahlungen nicht mit der Sorg-
falt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters
vereinbar sind, § 15b Abs. 1 S. 2 InsO. Damit sind die Ge-
schäftsleiter dazu verpflichtet, die Insolvenzmasse zu sichern
und insbesondere dem Gläubigergleichbehandlungsgrundsatz
nach § 1 InsO Rechnung zu tragen.8 Die Einhaltung der
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